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Vorwort

Im Jahr 2017 hat mich die Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit gebeten,
Inhalt und Reichweite des grundgesetzlichen Sonderungsverbots für private Er-
satzschulen (Art. 7 Abs. 4 Satz 3 Halbsatz 2 GG) juristisch auszuleuchten. Anlass
hierfür war die von Michael Wrase und Marcel Helbig im Jahr 2016 veröffentlichte
Studie „Das missachtete Verfassungsgebot – Wie das Sonderungsverbot nach Art. 7
IV 3 GG unterlaufen wird“ (NVwZ 2016, 1591 ff.). Wrase und Helbig werfen den
Ersatzschulen, dem Gesetzgeber und den Schulbehörden vor, das verfassungs-
rechtliche Sonderungsverbot systematisch zu missachten. Ihren Vorwurf stützen sie
darauf, dass das Schulgeld privater Ersatzschulen nach dem Sonderungsverbot
maximal 160 E/Monat im Durchschnitt betragen dürfe, wogegen die Ersatzschulen
verstießen. Sie bemängeln außerdem, dass Kinder von Eltern mit höherem Ein-
kommens-, Bildungs- und Berufsstand Privatschulen häufiger besuchten als Kinder
von Eltern mit niedrigerem Einkommens-, Bildungs- und Berufsstand. In der
Konsequenz fordern Wrase und Helbig „eine regelmäßige Kontrolle der Einhaltung
des Sonderungsverbots in Bezug auf die soziale Zusammensetzung der Schülerschaft
im Vergleich mit den öffentlichen Schulen“ (NVwZ 2016, 1591 ff.).

Die Studie gibt Anlass, sich des Inhalts und der Dimensionen des Sonderungs-
verbots des Art. 7 Abs. 4 Satz 3 Halbsatz 2 GG zu vergewissern sowie die Konse-
quenzen für die Schülerauswahl und die Erhebung von Schulgeld durch private
Ersatzschulen zu untersuchen. Zusätzlich wird herausgearbeitet, welche Auswir-
kungen das verfassungsrechtliche Sonderungsverbot auf die Finanzhilfe(-pflicht) der
Bundesländer hat.

Im Ergebnis zeigt die vorliegende Untersuchung, dass die Studie von Wrase und
Helbig auf einer Fehlinterpretation des Sonderungsverbots des Art. 7 Abs. 4 Satz 3
Halbsatz 2 GG beruht. Das Sonderungsverbot enthält weder Vorgaben für die
(monats-)durchschnittlicheHöhe des Schulgelds vonErsatzschulen noch verlangt es,
die Schülerschaft der Ersatzschulen in sozialer Hinsicht spiegelbildlich zur Schü-
lerschaft öffentlicher Schulen zusammenzusetzen. Bei richtiger Verfassungsinter-
pretation fordert das Sonderungsverbot von den Ersatzschulen erstens, dass sie ihre
Schülerinnen und Schüler unabhängig von den Einkommens- und Vermögensver-
hältnissen der Eltern auswählen (Diskriminierungsverbot). Eine Auswahl der
Schülerinnen und Schüler nach ihrer persönlichen Eignung für das Schulprofil oder
ihrer Begabung und Leistungsfähigkeit verwehrt das Sonderungsverbot den Er-
satzschulen nicht. Zweitens müssen für den Schulbesuch erhobene Entgelte
(Schulgeld) besitzbezogen so gestaltet sein, dass es sich Eltern aller Einkommens-
und Vermögensschichten leisten können (Fördergebot). Diesen Anforderungen ge-



nügen verschiedene Schulgeldmodelle, zwischen denen die Ersatzschulen wählen
dürfen. Eine gesetzliche Begrenzung der Höhe des monatlichen Schulgelddurch-
schnitts oder eine Verpflichtung der Ersatzschulen, Schulgeld nach einem fixen
prozentualen Anteil am Haushaltseinkommen zu berechnen, wird dem Sonde-
rungsverbot des Grundgesetzes nicht gerecht. Schließlich gilt: Damit die Ersatz-
schulen dem Sonderungsverbot entsprechen können, müssen die Länder ihnen
auskömmliche Finanzhilfe gewähren, die sämtliche Gründungs- und Betriebskosten
der Ersatzschulen deckt, welche bei wirtschaftlicher Betriebsführung entstehen.
Schulgeld sowie eine (weitere) Eigenleistung der Ersatzschulen dürfen auf den Fi-
nanzhilfebedarf nur unter engen Voraussetzungen angerechnet werden.

Hannover, März 2018 Frauke Brosius-Gersdorf
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A. Aktuelle Debatte über
das Sonderungsverbot und Gegenstand

der Untersuchung

Das verfassungsrechtliche Sonderungsverbot für private Ersatzschulen ist in aller
Munde. Nachdem es lange Zeit stiefmütterlich behandelt wurde, erfreut es sich seit
einiger Zeit beträchtlicher Aufmerksamkeit, die ihm sowohl von den Gesetzgebern
und Schulbehörden der Bundesländer als auch von der Wissenschaft zuteil wird.
Diskutiert wird über das Sonderungsverbot, das bundesverfassungsrechtlich in Art. 7
Abs. 4 Satz 3 Halbsatz 2 GG1 beheimatet ist, vor allem als Voraussetzung für die
Genehmigung privater Ersatzschulen, wobei insbesondere über die Konsequenzen
des Sonderungsverbots für die Erhebung von Schulgeld durch Ersatzschulen ge-
stritten wird.

Die Gerichte haben sich mit dem Sonderungsverbot und seinen inhaltlichen
Direktiven für Schulgeld bislang fast ausschließlich als Faktor für die Berechnung
der Finanzhilfe der Länder befasst. Zum Sonderungsverbot als Vorbedingung für die
Ersatzschulgenehmigung existieren nur wenige Gerichtsentscheidungen. Gesetz-
geber und Schulbehörden haben in jüngerer Vergangenheit vereinzelt den Inhalt des
Sonderungsverbots konkretisiert. So ist in Baden-Württemberg zum 1. August 20172

eine Änderung des Gesetzes für die Schulen in freier Trägerschaft (Privatschulge-
setz – PSchG) sowie der Verordnung des Kultusministeriums und des Ministeriums
für Ernährung und Ländlichen Raum zum Vollzug des Privatschulgesetzes (Voll-
zugsverordnung zum Privatschulgesetz – VVPSchG)3 mit dezidierten Regelungen
zur Kontrolle des Sonderungsverbots durch die (obere) Schulaufsichtsbehörde und
zur Höhe desmaximal zulässigen Schulgelds in Kraft getreten.4 In Niedersachsen hat
die Landesschulbehörde bereits im Jahr 2015 eine „Neuausrichtung der Schulauf-
sicht über die Schulen in freier Trägerschaft“ vorgenommen und hierzu in einem
Projektbericht5mit Blick auf das Sonderungsverbot des Art. 7 Abs. 4 Satz 3 GG „ein

1 Im Folgenden: Art. 7 Abs. 4 Satz 3 GG.
2 Art. 3 des Gesetzes zur Änderung des Privatschulgesetzes und dessen Vollzugsverord-

nung, GBl. BW Nr. 19 vom 18.10.2017, S. 524.
3 GBl. BW Nr. 19 vom 18.10.2017, S. 521.
4 Näher unter G.
5 Landesschulbehörde, Neuausrichtung der Niedersächsischen Landesschulbehörde.

Schulaufsicht über Schulen in freier Trägerschaft, Projektbericht vom 25.2.2015 (Ab-
schlussversion vom 15.2.2017).



durchschnittliches monatliches Schulgeld in Höhe von 200 E als Höchstgrenze
festgelegt“.6

Im Schrifttum fehlte lange Zeit eine fundierte Untersuchung des Inhalts und der
Reichweite des Sonderungsverbots als Voraussetzung für die Genehmigung privater
Ersatzschulen. In diese Lücke ist im Jahr 2016 eine Studie von Wrase und Helbig
getreten, die den prägnanten Titel trägt: „Das missachtete Verfassungsgebot – Wie
das Sonderungsverbot nach Art. 7 IV 3 GG unterlaufen wird“.7 Darin werfen Wrase
und Helbig den Ersatzschulen, den Landesgesetzgebern und den Schulbehörden vor,
das Sonderungsverbot systematisch zu missachten.8 Diesen Vorwurf erheben sie in
vier Schritten:

Erstens: Das Sonderungsverbot des Art. 7 Abs. 4 Satz 3 GG verlange, „dass die
Ersatzschule Schülerinnen und Schülern aus allen sozialen Schichten offensteht.“9

Nur „innerhalb dieser Vorgabe“ dürften Ersatzschulen ihre Schülerinnen und Schüler
„weitgehend frei auswählen“.10

Zweitens: Diesen Vorgaben des Sonderungsverbots müsse durch eine sozialver-
trägliche Gestaltung des Schulgelds entsprochen werden, das nach konsolidierter
Rechtsprechung bezogen auf das Jahr 2016 maximal 160 E/Monat im Durchschnitt
für alle einkommensabhängig zahlenden Eltern betragen dürfe, was 10% des
durchschnittlich verfügbaren monatlichen Haushaltsnettoeinkommens in Deutsch-
land entspreche.11Dabei seien eine einkommensbezogene Staffelung des Schulgelds
„nach unten“ bzw. Ermäßigungen und Befreiungen für gering verdienende Eltern
und Eltern mit mehreren Kindern zwingend erforderlich.12 In die Betrachtung ein-
zubeziehen sei „nicht nur das Schulgeld, sondern die Gesamtheit aller von den Eltern
zu leistenden Beiträge … wie etwa zusätzliche Vereins- und Förderbeiträge, Son-

6 Landesschulbehörde, Neuausrichtung der Niedersächsischen Landesschulbehörde.
Schulaufsicht über Schulen in freier Trägerschaft, Projektbericht vom 25.2.2015 (Ab-
schlussversion vom 15.2.2017), S. 18 mit dem Hinweis, dass ein durchschnittliches monatli-
ches Schulgeld in Höhe von 200 E nur mit Schulgeldstaffelung bzw. „Öffnungsklausel für
sozialschwächere Familien“ zulässig sei.

7 NVwZ 2016, 1591 ff.; im Anschluss daran jüngst Wrase/Jung/Helbig, Defizite der Re-
gulierung und Aufsicht von privaten Ersatzschulen in Bezug auf das Sonderungsverbot nach
Art. 7 Abs. 4 Satz 3 GG, Discussion Paper P 2017–003, Juli 2017 (https://bibliothek.wzb.eu/
pdf/2017/p17–003.pdf).

8 NVwZ 2016, 1591 (1591: „wird den Vorgaben des Sonderungsverbots jedoch weitgehend
nicht entsprochen“; 1592: „faktische… Missachtung des Sonderungsverbots“; 1595: „Nicht-
Vollzug … des Sonderungsverbots“; 1595: Ersatzschulen machen die Sonderung der Schüle-
rinnen und Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern „geradezu zum Programm“; 1596:
„verfassungswidrige Verwaltungspraxis in Bezug auf das Sonderungsverbot“; 1598: „fort-
laufende… Nichtbeachtung des Sonderungsverbots“).

9 NVwZ 2016, 1591.
10 NVwZ 2016, 1591.
11 NVwZ 2016, 1591 (1592 f.).
12 NVwZ 2016, 1591 (1593).
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derkosten für obligatorische Mittags- oder Nachmittagsbetreuung oder einzelne
schulische Angebote“.13

Drittens: Gegen die Vorgaben des Sonderungsverbots verstießen sowohl die
Ersatzschulen als auch die Bundesländer. Die meisten Landesgesetzgeber hätten es
versäumt, das Sonderungsverbot in den Landesschulgesetzen zu konkretisieren und
insbesondere die Höhe des maximal zulässigen durchschnittlichen Schulgelds sowie
die Bedingungen für seine Erhebung zu regeln.14 Dem entspreche eine „verfas-
sungswidrige Verwaltungspraxis“ in den Ländern durch „Nicht-Vollzug… des
Sonderungsverbots“,15 aufgrund dessen sich private Ersatzschulen eine Sonderung
der Schülerinnen und Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern „geradezu
zum Programm gemacht“ hätten.16 Dies zeige sich zum einen daran, dass viele
Ersatzschulen in Deutschland Schulgeld von mehr als 160 E/Monat erhöben.17 Zum
anderen spiegele sich die Missachtung des Sonderungsverbots in dem empirischen
Befund, dass Kinder von Eltern mit hohem Einkommen Privatschulen häufiger
besuchten als Kinder von Eltern mit mittlerem oder niedrigem Einkommen.18 Noch
deutlicher zeige sich die soziale Selektivität der Privatschulen, wenn man den Be-
rufs- und Bildungsstatus der Eltern betrachte.19 Kinder von Eltern aus „sozial hö-
heren Berufsgruppen“ besuchten Privatschulen deutlich öfter als Kinder von Eltern
aus „niedrigeren Berufsgruppen“.20 Das Gleiche gelte für Kinder von Eltern mit
hohem Schulabschluss (Abitur) gegenüber Kindern von Eltern mit geringerem
Schulabschluss (Real- oder Hauptschulabschluss).21 Exemplarisch verweisenWrase
und Helbig darauf, dass in Berlin der Anteil von Schülerinnen und Schülern mit
Lernmittelbeihilfe („idealer Indikator“ für relativeArmut) an Privatschulen niedriger
sei als an öffentlichen Schulen.22

Viertens:UmArt. 7 Abs. 4 Satz 3 GG gerecht zu werden, muss nach Ansicht von
Wrase und Helbig „eine regelmäßige Kontrolle der Einhaltung des Sonderungs-
verbots in Bezug auf die soziale Zusammensetzung der Schülerschaft im Vergleich
mit den öffentlichen Schulen“ stattfinden.23 Damit die verfassungsrechtlich zwin-
gende Einkommensstaffelung des Schulgelds überprüft werden könne, müssten die
Ersatzschulträger landesrechtlich verpflichtet werden, das Einkommen der Eltern zu

13 NVwZ 2016, 1591 (1593).
14 NVwZ 2016, 1591 (1593 ff., 1597 f.).
15 NVwZ 2016, 1591 (1595 f., 1597).
16 NVwZ 2016, 1591 (1595).
17 NVwZ 2016, 1591 (1595 f.).
18 NVwZ 2016, 1591 (1596 f.).
19 NVwZ 2016, 1591 (1596).
20 NVwZ 2016, 1591 (1596).
21 NVwZ 2016, 1591 (1596).
22 NVwZ 2016, 1591 (1596 f.) mit Tabelle 1.
23 NVwZ 2016, 1591 (1598).

A. Aktuelle Debatte und Untersuchungsgegenstand 13

http://www.duncker-humblot.de



